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Zusammenfassung  
 
 
Das Anliegen des Bundesfinanzministeriums 
(BMF), mit diesem Schreiben Fragen aus der 
Praxis zu Verpflichtungsübertragungen auf 
Pensionsfonds für den erdienten Teil („past 
service“) zu klären, ist zu begrüßen. Denn 
bis heute sind Übertragungen von Versor-
gungsverpflichtungen auf Pensionsfonds – 
entgegen der gesetzgeberischen Absicht, die 
der Einführung des Pensionsfonds zugrunde 
lag (vgl. Gesetzbegründung AVmG 2001, 
BT-Drs. 14/5150) – deutlich hinter den Er-
wartungen zurückgeblieben. Eine Ursache 
für die Zurückhaltung der Unternehmen ist 
eine Verunsicherung aufgrund einer Reihe 
von offenen Fragen, die mit diesem Entwurf 
geklärt werden sollen. Um diesem Ziel ge-
recht zu werden, bedürfen die Regelungs-
vorschläge dieses Entwurfs zur Auflösung 
von Rückstellungen und zur Berücksichti-
gung künftiger Anpassungsverpflichtungen 
jedoch einer praxisgerechten Überarbeitung. 
Andernfalls würden die Übertragungen auf 
Pensionsfonds erschwert und noch unattrak-
tiver gemacht.  
 
Eine weitere Ursache für die Zurückhaltung 
der Unternehmen ist nach wie vor, dass der 
nicht erdiente Teil der Verpflichtungen („fu-
ture service“) steuerlich nicht vollständig auf 
Pensionsfonds übertragen werden kann. 
Dies zwingt die Unternehmen bei der Über-
tragung von Verpflichtungen für aktive An-
wärter oftmals zu komplizierten Konstruktio-

nen, die der Effizienz der betrieblichen Al-
tersvorsorge entgegenstehen. Daher muss 
auch dieses Hindernis beseitigt werden. 
 
 
Im Einzelnen 
 
 
1. Berücksichtigung von künftigen Ren-
tenanpassungen unzureichend (Tz. 1) 
 
Die Klarstellung, dass künftige Rentenan-
passungen nach § 16 BetrAVG pauschal be-
rücksichtigt werden können, ist nachvollzieh-
bar und grundsätzlich zu begrüßen. Aller-
dings sind die Regelungen dieses Entwurfs 
noch unzureichend und sollten daher wie 
folgt verbessert werden:  
 
� Die Begrenzung der pauschalen Berück-

sichtigung der Anpassungspflichten auf 
lediglich ein Prozent ist nicht ausrei-
chend, um den tatsächlich zu erwarten-
den Aufwand zu berücksichtigen, und 
sollte daher ausgeweitet werden. Ein An-
haltspunkt für einen realistischen Wert 
ergibt sich aus der handelsbilanziellen 
Bewertung nach § 253 Abs. 1 Satz 2 
HGB. Hiernach wird bei den DAX-
Unternehmen die künftige Anpassungs-
verpflichtung in der Regel mit zwei Pro-
zent bewertet. Eine angemessene steuer-
liche Pauschalbewertung bei der Über-
tragung auf Pensionsfonds ist auch vor 
dem Hintergrund der neu geregelten 
§§ 4f und 5 Abs. 7 EStG gut begründet. 
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Mit dieser Neuregelung wurde der Vor-
rang der Anschaffungskosten klargestellt. 
Dasselbe Prinzip müsste beim wirtschaft-
lich ähnlichen Übertragungsvorgang auf 
Pensionsfonds gelten.   
 

� Bei der Berücksichtigung der künftigen 
Anpassungsverpflichtungen sollten auch 
die Anwartschaften der aktiv Beschäftig-
ten einbezogen werden. Die bisherige 
Regelung des Entwurfs, die den pauscha-
len Ansatz lediglich auf Rentner und aus-
geschiedene Arbeitnehmer (Tz. 2) an-
wenden würde, ist nicht sachgerecht. 
Denn die künftige Anpassungsverpflich-
tung ist dem Grunde nach beim erdienten 
Teil auch für die aktiv Beschäftigten be-
reits eingetreten. Für einen Ausschluss 
dieser Gruppe gibt es keinen Grund.   
 

� Für den Fall, dass diesen beiden Ände-
rungsvorschlägen nicht gefolgt wird, sollte 
zumindest die Regelung der begrenzten 
Pauschalbetrachtung nur mit Wirkung auf 
die Zukunft gelten und nicht, wie im Ent-
wurf vorgesehen, noch für „alle offenen 
Fälle“, Tz. 9. Da viele Übertragungen be-
reits einige Zeit zurückliegen, aber auf-
grund von Vorbehaltsvermerken der 
Nachprüfung noch offen sind, wären Un-
ternehmen negativ betroffen, die verein-
zelt einen höheren Ansatz für die Anpas-
sungsverpflichtung zugrunde gelegt ha-
ben. Diesen haben sie aber in Unkenntnis 
dieser Regelung zugrunde gelegt und 
nicht in der Absicht, einen steuerlichen 
Vorteil zu erzielen.  

 
 
2. Auflösung von Rückstellungen nicht 
erschweren (Tz. 6) 
 
Der Entwurf sollte im Hinblick auf die Auflö-
sung von Rückstellungen dringend korrigiert 
werden. So muss auch weiterhin – wie im 
BMF-Schreiben vom 26. Oktober 2006 (Tz. 
4) bisher geregelt – gewährleistet sein, dass 
im Fall der Übertragung des erdienten Teils 
auch die gesamte Pensionsrückstellung auf-
gelöst und als Aufwand angesetzt werden 
kann. Die im Entwurf vorgesehene Regelung 
würde bei Leistungszusagen zu einer dop-
pelten Ratierung der aufzulösenden Rück-

stellungen führen. Entsprechend des im 
Entwurf genannten Beispiels (Tz. 8) wäre auf 
den Teilwert, der bereits eine ratierliche 
Größe darstellt, zusätzlich die m/n-tel Ratie-
rung anzuwenden. So wird der tatsächlich 
bereits erdiente Teil in Höhe von 100.000 € 
bei der steuerlichen Berücksichtigung sach-
widrigerweise nochmals in einen „erdienten“ 
Teil aufgeteilt. Im Ergebnis wären die Unter-
nehmen gehindert, die Rückstellungen für 
den erdienten Teil der Versorgungsverpflich-
tungen vollständig aufzulösen.  
 
 
3. Steuerliche Hindernisse auch für future 
service beseitigen  
 
Um Pensionsfonds als Zieleinrichtung für 
Übertragungen von Versorgungsverpflich-
tungen attraktiver zu machen, sollten auch 
die steuerlichen Hindernisse bei der Über-
tragung des future service beseitigt werden. 
 
Die bisherige Beschränkung führt dazu, dass 
Unternehmen, die Pensionsverpflichtungen 
auslagern wollen, zu komplizierten und teu-
ren Doppelkonstrukten gezwungen werden 
und dabei dennoch ihr Ziel, die übertragene 
Zusage in einem Pensionsfonds fortzufüh-
ren, nicht erreichen. Um eine Fortführung der 
Zusage ausschließlich im Pensionsfonds er-
reichen zu können, ist eine erweiterte steuer-
freie Dotierungsmöglichkeit in Höhe der für 
die bestehende Versorgung beim Pensions-
fonds benötigten Mittel erforderlich. Dabei 
kommt es noch nicht einmal zu zwischenzeit-
lichen Steuerausfällen, wenn die nachgela-
gerte Besteuerung fortgeführter Pensionszu-
sagen zunächst auf Zusagen beschränkt 
wird, die vor dem jeweiligen Tag der Be-
schlussfassung des Gesetzes bestanden 
haben, weil diese ohne Übertragung gleich-
falls nachgelagert besteuert werden.  
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